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Die Durchsetzung von Honoraransprüchen des Steuerberaters setzt einen fälligen Anspruch (1), eine auch formal ordnungsgemäße Rechnung (2) und deren Zugang beim Mandanten (3) voraus. Inhaltlich sind die abgerechneten Tätigkeiten nach der Steuerberatergebühren​verordnung genau zu beschreiben (4). Jede Leistung ist darzulegen und zu beweisen (5). Eine Abrechnung nach Zeitaufwand muss nachvollziehbar und belegbar sein (6). Gesetzliche Vorgaben wie Gebührenrahmen sind einzuhalten und entsprechend zu begründen (7). Mancher Aufwand ist mit den allgemeinen Gebühren abgedeckt (9), so dass er nicht neben den Auslagenpauschalen (8) verlangt werden kann. Eine Korrektur der Rechnung ist eingeschränkt auch noch im Honorarprozess möglich  (10).
1. Der Honoraranspruch muss entstanden und fällig, darf aber noch nicht verjährt sein. 

Ein Anspruch entsteht mit dem Erbringen der vertraglich vereinbarten Leistung. Fällig wird er erst, wenn eine ordnungsgemäße Rechnung darüber erstellt wurde und dem Mandanten zugegangen ist. Die Verjährung beginnt mit der Entstehung des Anspruchs, nicht mit der Stellung oder dem Zugang der Rechnung. In 2010 erbrachte Leistungen müssen daher spätestens und zum Ende des Jahres 2012 rechtshängig gemacht werden, um eine Verjährung zu vermeiden. Das gilt auch dann, wenn eine entsprechende Rechnung erst 2011 oder später erstellt wurde. 
2. Die Formalien der Rechnung

Die Rechnung muss schriftlich sein, d.h. auch vom Steuerberater unterschrieben. Im Prozess muss dies ggf. nachgewiesen werden, so dass eine Kopie der unterschriebenen Originalrechnung in jedem Fall in der Akte des Steuerberaters sein sollte. 

3. Der Zugang der Rechnung

Der Zugang der Rechnung ist im Zweifelfall durch Einwurf-Einschreiben oder gar durch Boten sicherzustellen. Der Bote sollte dabei den Inhalt des Kuverts, das er in den Briefkasten des Mandanten einwirft oder dem Mandanten übergibt, kennen. Als potentieller Zeuge darf der Bote nicht Partei sein. Der Steuerberater sollte daher nicht allein die Rechnung in den Briefkasten des Mandanten einwerfen, sondern einen Mitarbeiter mitnehmen oder beauftragen. 

Wenn der Mandant mit einer Rechnung zu rechnen hatte, kann auch ein Übergabe-Einschreiben genügen. Allerdings besteht beim Übergabe-Einschreiben immer die Gefahr, dass der Mandanten den Empfang ablehnt. Beim Einwurf-Einschreiben ist nur nachgewiesen, dass ein Kuvert dem Mandanten zugestellt wurde. Über den Inhalt ist nichts bekannt. 

4. Die einzelnen Leistungen

Die Rechnung selbst sollte die einzelnen Leistungen detailliert nach der Steuerberatergebührenverordnung mit den entsprechenden Paragrafen absetzen und Nummern aufführen. Die Rechtsprechung ist hier sehr streng. Gute Abrechnungsprogramme können hier helfen. Im Zweifel sollte rechtlicher Rat eingeholt werden. 

5. Darlegungs- und Beweislast
Die einzelnen Leistungen des Steuerberaters sind dazulegen und ggf. zu beweisen. Dass der Steuerberater bereits einen Vorschuss auf eine bestimmte Leistung oder generell erhalten hat, hilft im Streitfall nichts. Er muss mit der Schlussabrechnung sämtliche Leistungen belegen, wenn diese vom Mandanten bestritten werden. Hilfreich ist hier eine schriftliche Bestätigung der einzelnen Leistungen durch den Mandanten, die jeweils als Abnahme nach erbrachten Leistungen erfolgen sollte. 
6. Die Abrechnung nach Zeit

Möglich, aber kritisch sind Abrechnungen nach Zeit. Diese sind von der Steuerberatergebührenverordnung in Einzelfällen vorgesehen oder können vertraglich vereinbart werden. Hier sollte aber eine zuverlässige Zeiterfassung die erbrachten Leistungen dokumentieren. Strittig ist, ob eine Zeiterfassung nach angefangenen Viertelstunden für Steuerberater zulässig ist. 

Bei unwirksamen Gebührenvereinbarungen gelten die gesetzlichen Gebühren. Der Steuerberater ist also nicht rechtlos, verliert aber ggf. einen Teil des erwarteten Anspruchs. 

Ebenso ist denkbar, dass bei geleisteten Vorauszahlungen der Mandant einen Anspruch wegen Überzahlungen hat. Diese können zurückgefordert werden. Anders mag es sein, wenn der Mandant wusste, dass er die Zahlungen nicht schuldete und trotzdem geleistet hat. 

7. Die Begründung bei Rahmengebühren

Bei der Anwendung eines Gebührenrahmens verlangt die Rechtsprechung zum Teil eine Begründung, wenn der untere Rahmen verlassen wird. Es kann also nicht ohne weiteres die Mittelgebühr angewendet werden. 

Die Abweichung vom unteren Gebührenrahmen und insbesondere die Abweichung von der Mittelgebühr sollte plausibel gemacht werden. 

Gleiches gilt auch für die Abrechnung nach Euro-Beträgen, wenn entsprechende Gebührenrahmen vorgesehen sind oder für die Abrechnung nach Zeit. Hier ist im Zweifel erheblicher Aufwand zu treiben, wenn 46,00 € für eine halbe Stunde Tätigkeit verlangt werden. Der mittlere Gebührensatz liegt bei 32,00 €, der untere bei 18,00 €. D.h. eine Gebühr von über 92,00 € pro Stunde kann ohne entsprechende Vereinbarung überhaupt nicht verlangt werden. 
8. Post- und Telekommunikationspauschalen
Post- und Telekommunikationsauslagen können für jede Tätigkeit gesondert abgerechnet und insgesamt zusammengefasst werden.

9. Weitere Auslagen

Andere Leistungen sind mit den allgemeinen Gebühren abgedeckt (z.B. DATEV- oder IT-Kosten). Sollen diese erstattet werden, bedarf es einer gesonderten Vereinbarung. 

10. Die Korrektur der Rechnung im Prozess

Eine unrichtige Rechnung kann zwar noch im Prozess korrigiert werden. Der Steuerberater riskiert aber, dass er dann Anwalts- und Gerichtskosten selber tragen muss, wenn der Gegner die korrigierte Rechnung sofort anerkennt. 

Ebenso entfällt in diesem Fall die Verzinsung. 

Der Autor ist Mitglied der Deutschen Anwalts- und Steuerberatervereinigung für die mittelständische Wirtschaft e.V.

Für Rückfragen steht Ihnen der Autor gerne zur Verfügung
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